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(2)  Die Verwaltungskosten betragen 2,91 € je Hektar und sind in der Flächenbeitrags-
umlage je Hektar enthalten.

§ 9 Fälligkeit

Die Umlage einschließlich der Verwaltungskosten wird einen Monat nach Bekanntgabe 
des Umlagebescheides gegenüber dem Umlageschuldner fällig.

§ 10
Auskunftspfl ichten

(1)  Sind für die Erhebung und Bemessung der Umlage Auskünfte oder Unterlagen 
des Umlagepfl ichtigen notwendig, hat dieser die Auskünfte auf Auff orderung zu 
erteilen bzw. die Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(2)  Der Umlagepfl ichtige ist zur Mitwirkung bei der Ermittlung von notwendigen An-
gaben zur Umlagegrundlage verpfl ichtet. Er kommt der Mitwirkungspfl icht insbe-
sondere dadurch nach, dass er die für die Umlageermittlung erheblichen Tatsachen 
vollständig und wahrheitsgemäß off enlegt und die ihn bekannten Beweismittel 
angibt.

(3)  Verweigert der Umlagepfl ichtige seine Mitwirkung oder teilt er nur unzureichende 
Angaben mit, so kann die Umlageveranlagung aufgrund einer Schätzung erfolgen.

(4)  Die Umlageschuldner sind verpfl ichtet, Änderungen der für die Umlage relevanten 
Tatsachen (wie Eigentümerwechsel) der Gemeinde Hohe Börde binnen eines Mo-
nats schriftlich anzuzeigen.

(5)  Die Gemeinde Hohe Börde ist berechtigt, an Ort und Stelle zu prüfen, ob die zur 
Feststellung der Umlage gemachten Angaben den Tatsachen entsprechen.

§ 11
Ordnungswidrigkeiten

(1)  Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG LSA handelt, wer den Vor-
schriften des § 10 über die Auskunfts- und Mitteilungspfl ichten vorsätzlich oder 
leichtfertig zuwiderhandelt, indem er Änderungen der für die Umlage relevanten 
Tatsachen nicht binnen eines Monats der Gemeinde Hohe Börde anzeigt oder die 
für die Erhebung und Bemessung der Umlage notwendigen Angaben nicht oder 
nur unzureichend macht.

(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet wer-
den.

§ 12
Billigkeitsmaßnahmen

Die Umlage kann ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fäl-
ligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch 
die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfalles 
unbillig, kann sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§ 13
Datenverarbeitung

(1)  Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenen Umlageschuldner sowie 
zur Feststellung und Erhebung der Umlage nach § 2 ist die Verarbeitung der 
hierfür erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten nach §§ 9, 10 
Datenschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (DSG LSA) durch die Gemeinde 
Hohe Börde zulässig.

(2)  Die Gemeinde Hohe Börde darf die für die Veranlagung der Grundsteuer bekannt 
gewordenen personen- und grundstücksbezogenen Daten für die in Abs.1 genann-
ten Zwecke nutzen und sich die Informationen von den entsprechenden Ämtern 
(Finanz-, Steuer-, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt, Nach-
lassgericht) übermitteln lassen.

§ 14
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2023 in Kraft.

Hohe Börde, den 13.12.2023

Trittel
Bürgermeisterin     
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